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Kleine Anfrage 8622 
 
des Abgeordneten Christian Loose   AfD 
 
 
EU-Verpackungsverordnung – neue Bürokratiehürden für kleine und mittlere 
Unternehmen im europäischen Binnenmarkt? 
 
 
Am 12. August 2026 tritt die EU-Verordnung 2025/40 über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle („Packaging and Packaging Waste Regulation“, PPWR) in Kraft. 
 
Bereits nach den bisherigen Regelungen des deutschen Verpackungsgesetz mussten 
Hersteller und Händler, die mit Ware befüllte Verpackungen in Verkehr bringen, umfangreiche 
verpackungsrechtliche Pflichten erfüllen. Dazu gehörten insbesondere die Registrierung im 
Verpackungsregister LUCID, die Beteiligung an einem dualen System sowie die Meldung der 
in Verkehr gebrachten Verpackungsmengen. Für grenzüberschreitende Lieferungen innerhalb 
der EU mussten Unternehmen außerdem die jeweiligen nationalen Regelungen des 
Bestimmungslandes beachten.1  
 
Die PPWR regelt diese Verantwortlichkeiten neu: Als Hersteller im Sinne der erweiterten 
Herstellerverantwortung gilt nun grundsätzlich das Unternehmen, das eine Verpackung 
erstmals in dem Mitgliedstaat bereitstellt, in dem sie später als Abfall anfällt. Liefert ein 
Unternehmen aus einem anderen Mitgliedstaat unmittelbar an einen privaten oder 
gewerblichen Endabnehmer, kann es so selbst zum Hersteller im jeweiligen Zielland erklärt 
werden. Damit können dort für dieses Unternehmen Registrierungs-, Systembeteiligungs- und 
Meldepflichten entstehen. 
 
Besonders weit greift Art. 45 Abs. 3 PPWR: Unternehmen, die in einem Mitgliedstaat ansässig 
sind und verpackte Waren unmittelbar an Endabnehmer in einem anderen Mitgliedstaat liefern, 
müssen dort grundsätzlich einen Bevollmächtigten für die erweiterte Herstellerverantwortung 
bestellen.2 Für Unternehmen, die Waren an Endkunden in EU-Mitgliedstaaten versenden, 
können damit parallel in mehreren Staaten Registrierungen, Verträge mit 
Rücknahmesystemen, Mengenmeldungen sowie die Bestellung und Vergütung 
entsprechender Bevollmächtigter erforderlich werden. Hiervon sind große, international 
agierende Unternehmen betroffen, aber ebenso kleine Online-Händler, Handwerksbetriebe 
und mittelständische Hersteller, die ggf. nur einzelne Bestellungen in andere Mitgliedstaaten 
versenden. Gerade bei geringen Absatzmengen und Umsätzen werden die Fixkosten und der 
administrative Aufwand in keinem angemessenen Verhältnis zu den mit diesen Lieferungen 
erzielten Erträgen stehen. 
 

 
1  Vgl. https://www.verpackungsregister.org/ich-moechte-wissen-was-sich-ab-dem-12-august-2026-

aendert, abgerufen am 11.08.2026. 
2  Vgl. ebenda. 
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Es scheint absehbar, dass insbesondere kleine und mittlere Unternehmen einzelne EU-
Staaten künftig nicht mehr beliefern werden und es so zu einer Einschränkung des 
grenzüberschreitenden Handels, einer geringeren Produktvielfalt und höheren Preisen kommt 
und dass große Handelsplattformen und große Unternehmen gegenüber kleinen und mittleren 
Wettbewerbern begünstigt werden. 
 
Bemerkenswert ist zudem, dass die Europäische Kommission diese Belastungen zwar selbst 
erkannt hat und die Bevollmächtigtenpflicht nach Art. 45 Abs. 3 PPWR zunächst aussetzen 
wollte, es aber per heute bei der Absichtsbekundung blieb.  
 
 
Deshalb frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Unternehmen in Nordrhein-Westfalen sind nach Einschätzung der 

Landesregierung von den mit der PPWR verbundenen zusätzlichen Pflichten beim 
grenzüberschreitenden Versand in andere EU-Mitgliedstaaten betroffen (bitte nach 
Kleinstunternehmen, kleinen und mittleren Unternehmen sowie Großunternehmen 
differenzieren)? 

 
2. Mit welchen zusätzlichen administrativen und finanziellen Belastungen rechnet die 

Landesregierung für nordrhein-westfälische Unternehmen, insbesondere infolge der 
geänderten Bevollmächtigtenpflichten? 

 
3. In welchem Umfang erwartet die Landesregierung, dass insbesondere kleine und 

mittlere Unternehmen aufgrund dieser zusätzlichen Kosten und Verpflichtungen den 
Versand in einzelne EU-Mitgliedstaaten einschränken oder vollständig einstellen 
werden? 

 
4. Welche Auswirkungen der neuen verpackungsrechtlichen Verpflichtungen erwartet die 

Landesregierung auf mögliche Wettbewerbsnachteile kleiner und mittlerer Unternehmen 
gegenüber großen Handelsunternehmen und internationalen Online-Plattformen? 

 
5. Welche Auswirkungen erwartet die Landesregierung durch die neuen 

verpackungsrechtlichen Verpflichtungen bezüglich Lieferketten und einer damit 
möglicherweise zunehmenden Abhängigkeit von einzelnen Lieferanten (z. B. aufgrund 
des Wegfalls ausländischer Lieferanten aufgrund zusätzlicher Kosten)?  

 
 
 
Christian Loose  
 


